
I.Beiblatt ~eibla t t zur Parlame ~tskorre~pond~~~ 15 .. J änner 1957 

Neue Kehlenpreise sollen den ~leinen Kohl~nb ergpau en11-ast~ 

A n fra g e b e a n t w 0 r tun g 

Im Juli des vergangenen Jahres haben die Abgeordneten G i e ger 1 
und Genos~en in einer Anfrage an den Hande ~\ llmin1ster auf die finanziellen 
Schwierigkeiten der kleinen Bergbaue in Österreich hin~ewiesen, denen vor 

·allem Investitionsmittel fehlen. Die Anf ragesteller begehrten zu wissen, 
was der Minister zu tun gedenke, um den kle i nen Bergbaubetrieben die 
weitere Existenz zu ermöglichen und hn:ld :.ll '···Gn Beschäftigten ihren J.rbeits-
platz BU erhalten. ' 

Bundesminister ~ür Handel und Wiederaufbau Dr. B 0 c k hat nunmehr 
diese Anfrage mit nachstehenden Ausführungen beantworteta 

Die Herren anfragenden Abgeordneten führen die Notlage der kleinen 

Bergbaue: auf den Mangel an Mitteln zur Durchführung lebenswichtiger 

Investitionen zurück. Es ist eine bekannte Tatsache, dass es im privaten 

Kohlenbergbau in den letzten Jahren nicht möglich war, die Mehrkosten der 

Betriebe durch Froduktionssteigerungen aufzufangen, weil der Kohlenpreis 

seit fünf Jahren unverändert geblieben ist, während die Mat erialkosten, 

wie Holz und Sprengstoffe, sowie die Löhne der Belegschaft wesentlich ge­

stiegen sind, sodass keine finanzi ellen Mitt el für Neuinvestit ionen erwirt­

schaftet werden konnt en. Um dies e Betriebe aus ihrer ernsten Lage zu be­

freien, hat das Bundesministerium für Hande l und Wiederaufbau in den 

letzten Jahren mehr als 9 Mill ionen Schilling· zur Verfügung gestellt und 

im Wege von Darlehen an die pr i vat en Ber gbaue ausgegebeno 

Inzwischen sind mit Wirkung vom 1. Jänner 1957 über Antrag des 

Bundesministeriums für Handel und Wiederaufbau neue K\~ hl enpre ise b ewilligt 

worden. Es ist anzunehmen, dass dadurch die Lage des privat en Kohl enberg­

baues eine wesentliche Erleichterung erfahren hat e 
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1.Bogen Parlamentskorrespondenz 15 c Jänner 1957 

Nationalrat 

Der Nationalrat wird morgen, Mittwoch, um 10 Uhr zu seiner ersten 

Sitzung im Jahre 1957 zusammentreten. Auf der Tagesordnung steht als einziger 

Punkt eine Empfehlung der Int ernationalen Arbe! tSkonferenz 'l be tre ffend den 

bezahlten Urlaube V~Bericht deeAusschusses für soziale Verwaltung wird die 

Abgeordnete Wilh~lmine M 0 i k erstatten 

Unter dem Vorsitz des Zweiten Präsidenten des Nationalrates B öhm 

beschloss heute eine Präsidialsitzung, in diesem Monat ausser der morgigen 

Sitzung nur nooh eine Plenarsitzung des Nationalrates am 23. Jänner sbzuhaltenQ 

In der morgigen Haussitzun~ 9011 ein gemeinsamer Antrag auf Novellie-

,rung des Gesetze~ über den Verkauf vQn Aktien verstaatlichter Banken einge­

bracht werden. In diesem Gesetz, das am :28oDezember im Bundesgesetzblatt 

kundgemacht wurde, bedarf der ~ 3, der den Syndikatsvertrag über die Ausgabe 

dieser Aktien an die Zustimmubg des Hauptausschusses des Nationalrates bindet, 

einer Ergänzung durch Qualifizierung ale "Verfassungsbestimmung". Der Gesetz­

,entwurf, . der diese Änderung vorsieht, soll nach Schluss der Plenarsitzung 

sogleich vom Finanz- und BudgetauBschuss behandelt und verabschiedet werden~ 

Weite~e ~u~~~p~~~~e~~ty~ 
Am ~onnerstag wird der Finanz- und Budgetausschuss erneut zusammentre­

treten und sich mit Zwei Regierungsvo'rlagen beschäft igen ~ nämlich mit dem 
2. Staatsvertragsdurchführungsgesetz - die Regierungsvorlage regelt die Ver­
tretungslegitimation des öffentlichen Verwalters in Betrieben, die durch den 
Staatsvertrag an die Republik Österreich übergegangen sind - sowie mit einer 
Abänderung der Vermögensteuergesetznovell e . , :1,:) 56 0 

Der VerfassungsausschusB wird eine Abänderung des Bundesgesetzes über 
die Wahl des Bundespräsidenten ,behandeln, die durch das Inkrafttreten des 
Stimmlistengesetzes bedingt ist. Weiter wird der Ausschuss die Beratungen über 
das Volksbegehrengeeetz, das Volksabstimmungs gesetz und die Nationalrats­
Wah10rdnungsnovelle aufnehmen. 

Donnerstag werden auch noch mehrere Unterausschüsse tagen, um die Vor­
beratungen über einige Gesetzentwürfe fort :i ·.:.'fii~ ren bzw o zu beenden .. Es handelt 
sioh dabei um die N'JVellierung der ~ausbesc rger0rdnung, eine Ergänzung der 
StrafprozessQrdnung und die Strafprozessnovelle 1957 sowie um das Postgesetz 
und das Eisenbahngesetz. Schliesslich werden die Mitgli eder eines Unteraus­
sohusses des Finanz- ulid Budgetausschusses eine Aussprache über den Personen­
kreis abführen, der vom Präsidenten des Nationalrates zu der parlamentarisohen 
Enquete über ein neues Finanzstra,fgeaetz eingeladen werden Boll a 

Für Freitag ist der Ausschuss für soziale, Verwaltung zur Entgegennahme 
des Berichtes des Unterausschusses, der zur Vorb eratung der neuen Hausbesorger,­
ordnung eingesetzt wurde" einberufen. Der Just,i zausschuss soll sich sm gleichen 
Tage mit der Ergänzung ,der Strafprc·zessordnung und de r Strafprozessnovelle 1957 
beschält igen. Die beiden Gesetzentwürfe behande In ir$~eB :.:ndere <l i e Sonder­
vorschriften über die Bestrafung von Soldate n und die Ausübung der St r af·­
gerichtsba~keit üper Soldaten im Friedeno 
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